
Kunst — d. h. den Werken der Literatur, der Kunst und 
der Wissenschaft im Sinne des § 2 Abs. 1 URG — Schutz 
zu gewähren. Hieraus ergibt sich, daß der Schutz der
artiger Werke in den Verbandsländern nicht unmittel
bar auf die RBÜ gestützt werden kann. Vielmehr ent
hält die Rom-Fassung —' wie auch alle' vorhergehenden 
Fassungen — lediglich die Verpflichtung des Verbands
landes, durch seine innerstaatliche Gesetzgebung den 
Schutz der erwähnten Rechte in dem im Abkommen 
festgelegten Rahmen zu gewährleisten. Das bedeutet, 
daß in der DDR einem Urheber Rechtsschutz nur auf 
der Grundlage des URG zuteil wird.
Dagegen stellt Art. 2 Abs. 4 der Brüsseler Fassung aus
drücklich fest, daß die Werke der Literatur und der 
Kunst (einschließlich der Werke der Wissenschaft) in 
allen Verbandsländern Schutz genießen. Hiernach wird 
also allen Urhebern in jedem Verbandslande, das der 
Brüsseler Fassung beigetreten ist, unmittelbar auf 
Grund des Abkommens urheberrechtlicher Schutz zu
teil.
Aber auch dann, wenn das internationale Abkommen — 
wie die Brüsseler Fassung der RBÜ — im einzelnen Vei-- 
bandsland unmittelbar geltendes Recht darstellt, findet 
es keinerlei Anwendung auf die Werke und Leistungen 
der eigenen Staatsangehörigen. Die Regelung des Schut
zes der eigenen Bürger ist ausschließlich Angelegenheit 
jedes Verbandslandes. Über den Schutz der Staats
bürger hinaus bleibt es aber jedem Staat überlassen, 
welche Werke und Leistungen von Ausländern bzw. 
Staatenlosen er unmittelbar auf Grund innerstaatlicher 
Gesetzgebung schützen will. Die internationalen Ab- 

-Jcommen haben erst dann praktische Bedeutung, wenn 
auf Grund innerstaatlichen Rechts kein solcher Schutz 
gewährt wird.
Für die DDR spielt diese Frage keine Rolle. Wir haben 
Wert darauf gelegt, im wesentlichen Übereinstimmung 
zwischen den im URG und den in der RBÜ fixierten 
rechtlichen Befugnissen des Urhebers herzustellen. In 
bezug auf den Anwendungsbereich internationaler Ab
kommen ist es ohne Bedeutung, daß das URG teilweise 
einen umfassenderen Schutz vorsieht als die RBÜ. Ein 
Beitritt der DDR zur Brüsseler Fassung der RBÜ tyürde 
also — wie noch näher darzulegen sein wird — trotz der 
Änderung der rechtlichen Situation keinerlei Schwierig
keiten bereiten.

Vergleich der Prinzipien der RBÜ und des URG
Der erste allgemein zur Anwendung gelangende Grund
satz ist das S t a a t s a n g e h ö r i g k e i t s p r i n z i p .  
Hier gibt es gegenwärtig einen wichtigen Unterschied 
zwischen dem URG und allen Fassungen der RBÜ. § 96 
Abs. I URG sieht vor, daß alle Werke und Leistungen 
von Bürgern der DDR (oder an denen Bürgern der DDR 
auf Grund eines Erbfalles die Urheber- oder Leistungs
schutzrechte zustehen), unabhängig davon, ob und wo 
sie veröffentlicht worden sind, auf Grund des URG ge
schützt werden. Dagegen legt Art. 4 Abs. 1 der Rom- 
Fassung und ebenso auch der Brüsseler Fassung ein
schränkend fest, daß die Werke der einem Verbands
land angehörigen Urheber nur dann im Rahmen des 
Abkommens Schutz genießen, wenn sie entweder un
veröffentlicht oder zum ersten Mal in einem Verbands
land veröffentlicht worden sind. Dabei wird die gleich
zeitige Veröffentlichung der erstmaligen Veröffent
lichung gleichgesetzt. Der Begriff „Veröffentlichung“ be
inhaltet allerdings gemäß Art. 4 Abs. 4 beider Fassun
gen in Wirklichkeit das „Erscheinen“ im Sinne des § 12 
Satz 2 URG.
Die von Schweden und dem Internationalen Berner 
Büro gebildete Studiengruppe zur Vorbereitung der 
Stockholmer Revisionskonferenz hat in dem ihrem 
Bericht vom 1. Juli 1964 beigefügten Entwurf einer

Neufassung der RBÜ5, der u. a. auf eingehenden Dis
kussionen in einer vom Internationalen Büro aus Ver
tretern der Verbändsländer gebildeten Expertenkom
mission beruht, grundsätzlich die Ausdehnung des 
Schutzes, der Übereinkunft auf alle Werke von Ur
hebern der Verbandsländer vorgeschlagen — unabhän
gig davon, ob und wo diese Werke veröffentlicht wor
den bzw. erschienen sind. Hier strebt man also inter
national die Verwirklichung eines Prinzips an, das auch 
im URG Ausdruck gefunden hat.
Komplizierter wird der Vergleich beim V e r ö f f e n t 
l i c h u n g s p r i n z i p  bzw. beim E r s c h e i n e n s 
p r i n z i p .  Die Untersuchung wird dadurch erschwert, 
daß in allen Fassungen der RBÜ der Begriff „Ver
öffentlichung“ gebraucht, aber dann — wie bereits er
wähnt — praktisch dahingehend definiert wird, daß es 
sich um das „Erscheinen“ handeln muß. Dagegen ist das 
URG erstmalig dazu übergegangen, an die Stelle des 
Erscheinensprinzips das Veröffentlichungsprinzip zu 
setzen, so daß jedes Werk und jede Leistung dann ge
schützt werden, wenn sie in der DDR zum ersten Mal 
veröffentlicht worden sind.
Diese Weiterentwicklung entspricht der Tatsache, daß 
man nicht mehr von der Veröffentlichung in Buch- oder 
Zeitschriftenform, die wesentlich dem Erscheinens
prinzip zugrunde liegt, als der grundlegenden und nor
malen Form ausgehen kann, in der ein urheberrechtlich 
geschütztes Werk an die Öffentlichkeit tritt. Die moder
nen technischen Verfahren führen vielmehr dazu, daß 
die erstmalige Sendung eines Werkes über Rundfunk 
oder Fernsehfunk und die erstmalige Vorführung eines 
Films für das betreffende Werk die gleiche Bedeutung 
hat wie für das Buch oder den Pressebeitrag das Er
scheinen. Es ist auch nicht einzusehen, weshalb die 
erste Aufführung eines Bühnenwerks, die für dieses 
Werk und-seinen Urheber der entscheidende Zeitpunkt 
des An-die-öffentlichkeit-Tretens ist, für den inter
nationalen Schutz der Rechte ohne Bedeutung bleiben 
soll.
Der umfassende Rechtsschutz des § 96 Abs. 2 URG, der 
sich auf alle in der DDR erstmalig veröffentlichten 
Werke und Leistungen erstreckt, ist nicht nur eine dem 
technischen Fortschritt entsprechende Entwicklung des 
innerstaatlichen Rechts; er kann auch für die in Vorbe
reitung befindliche Stockholmer Fassung der RBÜ von 
Bedeutung sein, wenn das Veröffentlichungsprinzip 
dort teilweise oder vollständig akzeptiert werden sollte.

Ausübung urheberrechtlicher Befugnisse 
durch juristische Personen
Urheber eines Werkes, d. h. einer individuell-schöpfe
rischen Leistung, kann nur ein Mensch sein. Dieser 
Grundsatz setzt sich jetzt auch international überall 
durch. Trotzdem gibt es Fälle, in denen juristische Per
sonen urheberrechtliche Befugnisse kraft Gesetzes aus
üben. § 96 Abs. 4 URG legt deshalb fest, daß die Be
stimmungen über den Anwendungsbereich des URG 
auch für juristische Personen entsprechend gelten. Da
nach sind Betriebe, die ihren Sitz in der DDR haben, 
ebenso zu behandeln wie Urheber oder sonstige Berech
tigte, die Bürger der DDR sind.
Die Rom-Fassung, die Brüsseler Fassung und auch der 
Entwurf der Studiengruppe zur Neufassung der RBÜ 
sprechen lediglich vom Urheber und berücksichtigen 
beim Anwendungsbereich die juristischen Personen 
überhaupt nicht. Es erscheint aber durchaus überlegens- 
wert, ebenso wie im URG auch den internationalen 
Schutz im Rahmen der RBÜ nicht nur von der Staats
angehörigkeit des Urhebers oder dem Ort der ersten

5 Abgedruckt in Revue Internationale du Droit d’Auteur, Paris, 
No. XXXXV (Januar 1965) S. 231 ff., zusammen mit dem Be
richt der beratenden Autoren-Kommlssion des internationalen 
Berner Büros.
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